
0 25 50

275

268

267

264

251

252

265

 272 

251

266

275/1

FESTSETZUNGEN DURCH TEXT FESTSETZUNGEN DURCH TEXT FESTSETZUNGEN DURCH TEXT

VERFAHRENSVERMERKE

HINWEISE DURCH TEXTFESTSETZUNGEN DURCH TEXT

FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN

HINWEISE DURCH PLANZEICHEN

HINWEISE DURCH TEXT

275

 WITTSCHAU 
 B

A
B

 A
6
 

 20kV-Freileitung  bayernwerk

Planungsbereich
in Aufstellung befindlicher VEP

SO "Energiepark Wittschau"

Planungsbereich
in Aufstellung befindlicher VEP

SO "Energiepark Wittschau"

 2
00m

-K
orr

id
or A

uto
bahn 

Planungsbereich
in Aufstellung befindlicher VEP

SO "Energiepark Wittschau"

Planungsbereich
in Aufstellung befindlicher VEP

SO "Energiepark Wittschau"

 B
a
u
b
e
s
c
h
rä

n
k
u
n
g
s
z
o
n
e
 B

A
B
 A

6
 

 B
a
u
v
e
rb

o
ts

z
o
n
e
 B

A
B
 A

6
 

 B
auve

rb
ots

zo
ne N

E
W

42 

 B
A

B
 A

6
 

 N
E
W

 4
2 

A) VORHABENBEZOGENER BEBAUUNGSPLAN 
Festsetzungen gemäß § 9 BauGB und Art. 81 BayBO 

 
1 ART DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
1.1 Sonstiges Sondergebiet (§ 11 Abs. 2 BauNVO) 

Zweckbestimmung: SO Freiflächenphotovoltaik 
Zulässig sind nachfolgende Anlagen und Einrichtungen zum Zweck der Stromgewinnung aus 
Sonnenenergie einschließlich der für den Betrieb erforderlichen Nebenanlagen: 
 Photovoltaikmodule (starr, ohne Nachführung) einschließlich Aufständerung 
 Trafostation / W echselrichter / Übergabestation / Batteriespeicher 

 

1.2 Zeitliche Befristung der Nutzung (§ 9 Abs. 2 Satz 1 BauGB) 
Die bauliche Nutzung des Sondergebietes „Sonnenpark Wittschau“ wird beschränkt bis zum Zeit-
punkt des Eintretens einer dauerhaften Nutzungsaufgabe des zulässigen Solarparks. Die Flächen 
des Sondergebietes werden ab dem Zeitpunkt der dauerhaften Nutzungsaufgabe des Solarparks 
als landwirtschaftliche Nutzfläche festgesetzt. 

 
 

2 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
2.1 Zulässige Grund- / Geschossfläche: 
 

Nutzung 
Grundfläche – GR 
§ 16 Abs. 2 Nr.1 

BauNVO 

Geschossfläche – GF 
§ 16 Abs. 2 Nr.2 

BauNVO 
Photovoltaikanlage  
einschließlich Trafostation /  
Wechselrichter / Batteriespeicher/ 
Übergabestation 

max. 15.175m² - - - 

Hinweis: die Grundfläche bezieht sich auf die Fläche innerhalb der festgesetzten Baugrenze. 
 

2.2 Zulässige Grundflächenzahl: 
Für die Modulfläche a ls  projizierte, überbaubare Fläche, einschließlich der Nebenanlagen, 
wird gemäß § 17 BauNVO i.V.m. § 19 BauNVO eine Grundflächenzahl GRZ von maximal 0,6 
festgesetzt, wobei für deren Ermittlung die gesamte Fläche des festgesetzten Geltungsberei-
ches maßgeblich ist. 
Bei der Berechnung der Grundfläche sind jeweils die von den Modulen und sonstigen bauli-
chen Anlagen überragten Flächen anzurechnen, nicht jedoch die unbefestigten Wege bzw. 
Abstandsflächen zwischen den Modulreihen. 

 
2.2 Höhe der Gebäude und Module 

Die Höhe ist zu messen ab natürlicher Geländeoberfläche bis zum Schnittpunkt der Außen-
wand mit der Dachhaut an der Traufseite oder bis zum oberen Abschluss der Wand bzw. der 
Modulkonstruktion. 
 

2.2.1 Wandhöhe 
Betriebsgebäude Trafostation / Wechselrichter / Übergabestation / 
Batteriespeicher: max. 3,50 m 
 

2.2.2 Modulhöhe 
Modulkonstruktion einschließlich Aufständerung:  max. 4,00 m 

 
3 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN (Art. 81 BayBO) 
3.1 Gestaltung baulicher Anlagen 

Betriebsgebäude Trafostation / Wechselrichter / Übergabestation / Batteriespeicher 
Dachform:  Satteldach (SD) / Pultdach (PD) / Flachdach (FD) 
Dachneigung:  SD max. 25°, PD max. 10° 
Dachdeckung:  alle harten Deckungen / Gründach 
 Zink-/Blei- und Kupferbedachung ist unzulässig 
Dachüberstand:  Ortgang/Traufe max. 1,00 m 
Dachaufbauten:  unzulässig 
Zwerch-/Standgiebel: unzulässig 

3.2 Abstandsflächen 
Gemäß Art. 6 Abs. 5 Satz 2 BayBO werden innerhalb des Geltungsbereichs für die anzu-
wendenden Abstandsflächen die ausgewiesenen, überbaubaren Grundstücksflächen defi-
niert. Ein Mindestabstand von 3,00m zu den Grundstücksgrenzen ist einzuhalten. 
Ausnahmen hierfür bilden die grundstücksnahen Einfriedungen. Diese dürfen grundsätzlich 
bis zu einer Höhe von 2,50m auch innerhalb der Abstandsflächen zu liegen kommen. 
 

3.3 Einfriedungen 
Art/ Ausführung:  Maschendrahtzaun / Industriegitterzaun / Metallzaun; 

Die Einzäunung ist so zu errichten, dass sie für Kleinsäuger Barriere 
darstellt (mind. 15cm Bodenabstand) 
Alternativ ist die Einzäunung bei Bodenschluss entweder so großma-
schig herzustellen, dass die für Kleinsäuger durchlässig ist oder aber es 
sind alle 20-30m am Boden kleintierdurchlässige Röhren zu integrieren.  

Zaunhöhe:  max. 2,50 m ab natürlichem Gelände (inkl. Übersteigschutz). 
Sockel:  durchgehende Sockel sind unzulässig, davon abweichend sind beto-

nierte Sockel nur in Torbereichen sowie Punktfundamente für Zaun-
pfosten zulässig 

 
3.4 Werbeanlagen 

Werbeanlagen sind ausschließlich im Bereich der Zufahrt zur Anlage an der Einfriedung in 
einer Größenordnung bis 3,0m² zulässig, weitere Werbeanlagen sowie eine Beleuchtung 
der Werbeanlagen sind unzulässig. 
 

3.5 Gestaltung des Geländes 
Abgrabungen und Aufschüttungen sowie Stützmauern sind unzulässig, Geländeunterschie-
de sind als natürliche Böschungen auszubilden. 
Eine Ausnahme bilden die Betriebsgebäude, hier sind Aufschüttungen / Abgrabungen bis 
1,0m zulässig. 
 
 
 

B) GRÜNORDNUNGSPLAN 
Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 BauGB 

 
4 AUFSTELLFLÄCHEN, ZUFAHRTEN, PFLEGEWEGE 

Aufstellflächen und Grundstückszufahrten sind versickerungsfähig zu gestalten (Schotterrasen, 
Fahrspuren mit durchlässigen Zwischenräumen, wassergebundene Decken u. ä.). 
Der umlaufende Pflegeweg sowie die Pflegewege innerhalb der Modulflächen sind unbefestigt 
als Grünweg mit Extensivwiesencharakter und charakteristischem Arteninventar zu entwickeln, 
dauerhaft zu unterhalten und entsprechend Ziffer 5 zu pflegen. 
 

5 ANSAAT UND PFLEGE DER WIESEN- UND BLÜHFLÄCHEN 
5.1 Ansaaten 

Pflegewege und Wiesenflächen innerhalb des Zauns sowie Wiesenflächen ohne Pflanzgebot 
(Randflächen zwischen Zaun und Grundstücksgrenzen)  
Die Verwendung autochthonen Saatmaterials mit einem Kräuteranteil von 30 % für das 
artenreiche Extensivgrünland aus dem Ursprungsgebiet 19 Bayerischer und Oberpfälzer Wald 
(PR9 – Südost- und ostdeutsches Bergland) ist erforderlich. Alternativ ist eine Mahdgut-
übertragung aus geeigneten Spenderflächen in Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde 
möglich. 
Die bestehenden Wiesenflächen bleiben so weit als möglich erhalten, nach Abschluss der Bau-
arbeiten entstandene, offene Bodenbereiche sind autochthon einzusäen. 
 

Blühflächen 
Im Bereich der Ausgleichsfläche ist die Verwendung autochthonen Saatmaterials (Blühflä-
chen) aus dem Ursprungsgebiet 19 Bayerischer und Oberpfälzer Wald (PR9 – Südost- und 
ostdeutsches Bergland) mit einem hohen Wildkräuteranteil nach guter Bodenvorbereitung 
zwingend erforderlich. Hierfür sind Verunkrautungen zu entfernen, beispielsweise über Pflü-
gen im Herbst vor der Ansaat. 
Bei Bedarf sind erneute Ansaaten zur fortwährenden Sicherstellung der Blühflächen erfor-
derlich. 

B) GRÜNORDNUNGSPLAN 
Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 BauGB 

 
5.2 Pflege 

Pflegewege und Wiesenflächen innerhalb des Zauns sowie Wiesenflächen ohne Pflanzgebot 
(Randflächen zwischen Zaun und Grundstücksgrenzen)  
Die Pflege der Flächen erfolgt durch eine 1- bis 2-schürige Mahd, je nach Aufwuchsmenge.  
Das Mähgut ist jeweils umgehend aus den Flächen zu entfernen und fachgerecht zu entsorgen. 
Ein Mulchen der Flächen ist nicht zulässig, Düngung und der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln 
sind untersagt. Alternativ ist eine Tierbeweidung möglich. 
 

Blühflächen 
Die Pflege der Flächen erfolgt durch eine einschürige Mahd im Frühjahr vor Vegetationsbeginn, 
das Mähgut kann nach dem Schnitt in der Fläche verbleiben. 
Ein Mulchen der Fläche ist nicht zulässig. Düngung und der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln 
sind untersagt.  

 
6 ARTENSCHUTZ 
6.1 Maßnahmen zur Vermeidung 

Folgende Vorkehrungen zur Vermeidung sind vorzusehen, um Gefährdungen der nach den hier 
einschlägigen Regelungen geschützten Tier- und Pflanzenarten zu vermeiden / mindern: 
Um die Schädigung von Brutstätten oder Tötung von Jungtieren der Feldlerche und Wiesen-
schafstelze zu vermeiden, ist die Baustellenfreimachung entweder außerhalb der Brutzeit 
(15.08.-29.02.) auszuführen oder es sind Vergrämungsmaßnahmen vorzusehen. Diese sind von 
Brutbeginn (1.3.) bis Beginn der Baufeldfreimachung aufrechtzuerhalten. Dazu werden Pfosten 
mit einer Höhe von 1,5 m über Geländeoberkante im mittleren Abstand von 20 m eingeschlagen 
und oben mit Trassierband, Flatterleine oder ähnlichem versehen.  
 

6.2 CEF-Maßnahmen 
Als Ausgleich für das relevante Brutrevier der Feldlerche werden Fl.Nrn. 275 und 275/1, Gemar-
kung Preppach, herangezogen. 
Allgemein gilt hier: 
 Die CEF-Maßnahmen müssen vollständig umgesetzt und funktionsfähig sein ab der Brutsai-

son (spätestens Anfang März) des Kalenderjahres, in dem der Baubeginn liegt. Liegt der Bau-
beginn ab August eines Jahres, genügt die vollständige Umsetzung bis 1. März des Folgejah-
res.  

 Die CEF-Maßnahmen sind gemäß § 15 Abs. 4 BNatSchG und §11 Abs. 1 Satz 1 BayKompV 
rechtlich zu sichern. Bei rotierenden Maßnahmenflächen kann auch eine institutionelle Siche-
rung gemäß § 9 Abs. 5 BayKompV vorgenommen werden. In diesem Fall ist eine schuldrecht-
liche Vereinbarung (Pflege- und Bewirtschaftungsvereinbarung) zwischen dem Verursacher 
und geeigneten Einrichtungen wie z. B. Landschaftspflegeverband zu schließen.  

 Die schuldrechtliche Vereinbarung ist bis spätestens Ende Januar des Jahres, in dem der Bau-
beginn vorgesehen ist, vorzulegen. Die Vereinbarung ist für eine Dauer von mindestens 5 Jah-
ren abzuschließen. Bei Folgeverträgen ist eine lückenlose Fortführung der Kompensations-
maß-nahmen zu gewährleisten. Im Fall des Scheiterns der institutionellen Sicherung bzw. der 
Durch-führung der dort vereinbarten Kompensation können ergänzende Kompensationsmaß-
nahmen festgesetzt werden.  

 Die Durchführung der PIK-Maßnahmen ist zu dokumentieren. Die Dokumentation legt dar, 
dass die durchgeführten Maßnahmen nach Inhalt, Umfang und Art den festgesetzten Maß-
nahmen entsprechen. Die Maßnahmen sind auf einer Karte in geeignetem Maßstab darzustel-
len. Die sachgerechte Durchführung der Maßnahme (samt Kontrollzeitpunkt) ist seitens des 
Vertragspartners im Rahmen der institutionellen Sicherung zu bestätigen (Nachweis per Foto).  

 
Folgende artspezifischen Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionali-
tät der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten i. S. v. § 44 Abs. 5 S. 3 BNatSchG sind durch-
zuführen:  
 als Ausgleich für das Brutrevier der Feldlerche (1 Brutrevier) muss im näheren Umkreis, zu-

mindest aber im Gemeindegebiet eine Brache bzw. Blühfläche von 0,5 Hektar angelegt wer-
den, oder  

 alternativ eine Brache bzw. Blühfläche von 0,2 Hektar in Verbindung mit 8 Lerchenfenstern, 
oder  

 alternativ extensive Bewirtschaftung von 1ha Wintergetreide mit doppeltem Saatreihenab-
stand.  
 

 
Ausgestaltung Lerchenfenster 
 ausschließlich in Wintergetreide  
 Fenster sind mit Einsaat anzulegen 
 kein Herbizideinsatz 
 Düngung, sonstiger Pflanzenschutzmitteleinsatz ist zulässig 
 Lage im Nutzungsbereich der lokalen Population (innerhalb Gemeindegebiet, ggf. angrenzende Gemein-

debereiche) 
 100m Abstand zu Wald und Gebäuden, Abschirmung von viel befahrenen Straßen  
 max. 5 Fenster pro Hektar  
 keine mechanische Unkrautbekämpfung zulässig  
 
Ausgestaltung Brache- / Blühstreifen:  
 Mindestgröße für Teilfläche: 0,2 ha  
 in Kombination mit 8 Lerchenfenstern 0,2 ha Blüh- oder Brachestreifen pro Brutpaar, ohne Lerchenfenster 

0,5 ha pro Brutpaar  
 Streifenbreite mindestens 10m  
 kein Düngemittel- oder Pestizideinsatz zulässig  
 Bewirtschaftungsruhe von 01.03. bis einschließlich 15.08 
 ab Mitte August wird gemäht, wenn möglich streifenweise zeitlich versetzt, das Mähgut wird abgefahren.  
 jährlicher Umbruch der Ackerbrache außerhalb vorgenanntem Zeitfenster  
 natürliche Sukzession (Ackerbrache) oder autochthone Ansaat mit reduzierter Saatmenge  
 Rotation der Blühfläche möglichst spätestens nach 3 Jahren  
 
Erweiterter Saatreihenabstand  
 mit Verzicht auf Düngung und Biozideinsatz 
 Getreide im doppelten Saatreihenabstand  
 keine mechanische Unkrautbekämpfung vom 15.03. bis 01.07.  
 nicht in Teilflächen möglich (1 ha am Stück pro Brutpaar)  

 
7 FLÄCHEN UND MASSNAHMEN ZUM AUSGLEICH 

Die Bereitstellung der erforderlichen Ausgleichsflächen erfolgt innerhalb des Geltungsbereiches 
des Bebauungsplanes, jeweils auf den privaten Grundstücksflächen Fl.Nrn.  275 und 275/1, 
Gmkg. Preppach. Dabei erfolgt eine Überlagerung zwischen naturschutzfachlichem Ausgleich 
und CEF-Maßnahmen aus den Artenschutzrechtlichen Erfordernissen. 

Die Ausgestaltung der Maßnahmen orientiert sich an Ziffer 6.2. 

Maßnahmen: 

 Anlage einer wildkrautreichen Blühfläche (vergleichbar: K132 nach BayKompV) 
 
Entwicklungsziel: 
Entwicklung von strukturreichen Habitaten zur Förderung der Fauna sowie des Landschafts-
bildes. 

 

Zielerreichung: 
Die Erreichung der Entwicklungsziele erfolgt nach 10 Jahren. 

Die detaillierte Maßnahmenbeschreibung ist der Begründung zu entnehmen. 

 

2 BODENSCHUTZ - SCHUTZ DES OBERBODENS, MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ VOR 
SCHÄDLICHEN UMWELTEINWIRKUNGEN 

Bei baulichen und sonstigen Veränderungen des Geländes ist der anfallende Oberboden in 
nutzbarem Zustand zu erhalten und so zu sichern, dass er jederzeit zu Kulturzwecken ver-
wendet werden kann. Er ist in seiner gesamten Stärke anzuheben und in Mieten (maximal 
3,00 m Basisbreite, 1,00 m Kronenbreite, 1,50 m Höhe, bei Flächenlagerung 1,00 m Höhe) zu 
lagern. Die Oberbodenlager sind bei einer Lagerdauer von über 6 Monaten mit tiefwurzelnden, 
winterharten und stark wasserzehrenden Pflanzen (z. B. Luzerne, Waldstauden-Segge, Lupi-
ne) als Gründüngung anzusäen, eine Befahrung mit Maschinen ist zu unterlassen. Die Vorga-
ben der DIN 19731 sind zu beachten. 
Hinsichtlich der Standards des Bodenschutzes wird auf den Leitfaden des Bundesverbandes 
Boden e.V., BVB-Merkblatt Band 2; Bodenkundliche Baubegleitung BBB Leitfaden für die Pra-
xis hingewiesen. 
 

3 NACHBARSCHAFTSRECHT 

Bei allen Pflanzungen von Bäumen und Sträuchern sind die geltenden Regelungen des AGBGB 
Art. 47 bis 50 zu beachten und zu angrenzenden benachbarten Flächen nachfolgende Abstände 
einzuhalten: 
 0,50 m für Gehölze niedriger als 2,00 m Wuchshöhe 
 2,00 m für Gehölze höher als 2,00 m Wuchshöhe 
 bis zu 4,00 m zu landwirtschaftlichen Nutzflächen für Gehölze höher als 2,00 m 
 

4 SCHUTZ DER INSEKTEN / KLEIN- UND WEIDETIERE 
Auf den Einsatz von Schlegelmulchern und Rotationsmähern ist zum Schutz der Insekten und 
Kleintiere zu verzichten. 
Generell sollte das Mähgut erst am darauffolgenden Tag aus der Fläche entfernt und fachgerecht 
entsorgt werden, damit Insekten in ungemähte Bereiche flüchten können. Die Wiesenflächen in-
nerhalb und außerhalb der Einfriedung sollten in abwechselnden Streifen gepflegt werden. Au-
ßerdem sollten auf den Grünflächen zwischen den Modulen über den Winter unbearbeitete Be-
reiche erhalten bleiben.  
In gut zugänglichen Randbereichen der Grünlandflächen sollten bei jedem Mähgang je-
weils 30% der Fläche als Reproduktions- und Überwinterungsbereiche für Insekten und 
Kleintiere unbearbeitet belassen werden. Schnitthöhen von 10-12cm sind sinnvoll, wobei die 
Mahd von innen nach außen erfolgen soll. 
Kommen Weidetiere zum Einsatz so hat dies extensiv ohne Zufütterung zu geschehen. 
Zudem müssen die Stromkabel so verlegt werden und die Module so positioniert werden, dass 
mögliche Verletzungen von Wild- und Weidetieren ausgeschlossen werden. 

 

5 NATURSCHUTZ 
Der unteren Naturschutzbehörde sind folgende Nachweise zu den angeführten Zeitpunkten vor-
zulegen: 
 für die Verwendung autochthonen Saatmaterials nach Durchführung der Ansaat, 
 für die Verwendung autochthonen Pflanzmaterials nach Durchführung der Pflanzungen. 

 
 

6 FÜHRUNG UND SCHUTZ VON VER- UND ENTSORGUNGSLEITUNGEN 
Die Unterbringung der erforderlichen Versorgungsleitungen sollte aus städtebaulichen und gestal-
terischen Gründen im Einvernehmen mit den Leistungsträgern unterirdisch erfolgen. 
Bei Anpflanzung von Bäumen und Großsträuchern ist zu unterirdischen Ver- und Entsorgungslei-
tungen ein Abstand von mindestens 2,50 m einzuhalten. Bei kleineren Sträuchern ist ein Min-
destabstand von 1,50 m ausreichend. 
 
 

7 DIN-NORMEN 
Die DIN-Normen, auf welche die Festsetzungen Bezug nehmen, sind bei der Kommune zugäng-
lich. 

 

8 RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes mit Grünordnungsplan umfasst die ver-
messenen Grundstücksflächen der Flurnummern 265, 272 (Teilfläche), 275 und 275/1, Gemar-
kung Preppach, mit einer Fläche von insgesamt 31.630m². 
 
 

9 INKRAFTTRETEN 
Der Bebauungsplan mit Grünordnungsplan einschließlich Begründung und Umweltbericht tritt am 
Tage der Bekanntmachung in Kraft. 

Die Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans mit Grünordnungsplan "Sonnen-
park Wittschau" erfolgt gemäß § 10 BauGB und wird im Regelverfahren durchgeführt. 

 

1  Aufstellungsbeschluss 
Der Markt Leuchtenberg hat in der Sitzung vom __.__.___ die Aufstellung des Vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplanes mit Grünordnungsplan “Sonnenpark Wittschau“ beschlossen.  
Der Aufstellungsbeschluss wurde am __.__.___ ortsüblich bekanntgemacht. 

 

2 Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit  
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darle-
gung und Anhörung für den Vorentwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans mit Grün-
ordnungsplan in der Fassung vom __.__.____ hat in der Zeit vom __.__.____ bis __.__.____ 
stattgefunden. 

  

3 Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes mit Grün-
ordnungsplan in der Fassung vom __.__.____ hat in der Zeit vom __.__.____ bis __.__.____ 
stattgefunden. 
 

4 Öffentliche Auslegung 
Der Entwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans mit Grünordnungsp lan  in der Fas-
sung vom __.__.____ wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 
BauGB in der Zeit vom __.__.____ bis einschließlich __.__.____ beteiligt. 

 

5  Satzungsbeschluss 
Der Markt Leuchtenberg hat mit Beschluss vom __.__.____ den  Vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan mit Grünordnungsplan "Sonnenpark W ittschau" gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in 
der Fassung vom __.__.____ als Satzung beschlossen. 

 
 
 
 

Markt Leuchtenberg, den ………………….. 
 1. Bürgermeister 

 

6 Nach Abschluss des Planaufstellungsverfahrens ausgefertigt. 
 
 
 
 

Markt Leuchtenberg, den ………………….. 
 1. Bürgermeister 

 

7  Inkrafttreten 
Der Satzungsbeschluss zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan mit Grünordnungsplan 
"Sonnenpark W ittschau" wurde am __.__.____ gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB orts-
üblich bekannt gemacht. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan mit Grünordnungsplan und 
Begründung sowie Umweltbericht wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden im 
Markt Leuchtenberg zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Ver-
langen Auskunft gegeben. Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan mit Grünordnungsplan 
"Sonnenpark W ittschau" ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 
Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wird hingewiesen. 
 

 
 
 

Markt Leuchtenberg, den ………………….. 
 1. Bürgermeister 

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des  
Bebauungsplanes / Grünordnungsplanes 

 
Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 

Sonstiges Sondergebiet (§ 11 BauNVO) 
Freiflächenphotovoltaik 

 
Bauweise, Baugrenzen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO) 

 

Baugrenze:  die den Hauptnutzungszwecken dienenden überbaubaren 
Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen festgesetzt  

 
Verkehrsflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB) 
 

Ein- / Ausfahrt, Planung  
 
Zufahrt, öffentlich, Bestand 
 
Zufahrt, unversiegelt, Planung (siehe Ziffer 4)  
 

Flächen für Versorgungsanlagen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB) 
 

Flächen für Versorgungsanlagen 
Trafo-/ Übergabestation/ Wechselrichter/ Batteriespeicher, Planung 
(schematische Darstellung, Anzahl und Lage variabel innerhalb Baugrenze) 

 
20kV-Freileitung mit je 8m Schutzstreifen beiderseits, Bestand 
 
 

Planungen, Nutzungsregelungen und Maßnahmen zum Schutz zur Pflege und zur 
Entwicklung der Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB) 
 

Umgrenzung von Flächen zur Entwicklung von Natur und Landschaft,  
ökologische Ausgleichsfläche, Planung 
 
Wiesenfläche ohne Pflanzgebot, Planung (Ziffern 5.1, 5.2) 
Umwandlung Intensiv- in Extensivgrünland, extensive Pflege  
 
Blühfläche ohne Pflanzgebot, Planung (Ziffern 5.1, 5.2, 6.2) zur Förderung 
der Fauna als CEF-Maßnahme 
 
innerbetrieblicher Pflegeweg innerhalb Zauns, Planung (Ziffern 5.1, 5.2) 
autochthone Ansaat, extensive Pflege  
 
Straßenbegleitgrün (Altgras), Bestand 
 

Sonstige Planzeichen 
 
Einfriedung, Planung 
 
200 m Korridor zur Autobahn (EEG) 
 
Baubeschränkungszone BAB A6 (40 - 100 m vom Fahrbahnrand) 
(§9 Abs. 2 FStrG) 
Die Errichtung von Modulflächen ist erlaubt. 
 
Bauverbotszone BAB (0 - 40 m vom bestehenden / künftigen Fahrbahnrand) 
(§9 Abs. 1 FStrG) 
Die Errichtung anderer baulicher Anlagen (z. B. Trafostation) ist untersagt. 
 
Bauverbotszone NEW42 (0 - 15 m vom bestehenden / künftigen Fahrbahnrand) 
(Art.23 Abs. 1 Satz 2 BayStrWG) 
Die Errichtung baulicher Anlagen ist untersagt. 
 

Flurnummer / Flurstücksgrenze 
 
Mast Freileitung, Bestand 
 
Modulfeld 
(schematische Darstellung; Lage der Module variabel innerhalb der Baugrenze) 

 
  

 

VORHABENBEZOGENER 
B E B A U U N G S P L A N  

 

 

MIT GRÜNORDNUNGSPLAN 

  

   

„SONNENPARK WITTSCHAU“   
   

MARKT 
LANDKREIS 
REGIERUNGSBEZIRK 

LEUCHTENBERG 
NEUSTADT AN DER WALDNAAB 

OBERPFALZ 

  

   

Präambel: 
Der Markt Leuchtenberg erlässt gemäß § 2 Abs. 1, §§ 9, 10 des Bau-gesetzbuches 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634) 
zuletzt geändert durch Art. 9 des Gesetzes vom 10.09.2021 BGBl. I S. 4147, Art. 81 
der Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.08.2007 (GVBl. S. 588, BayRS 2132-1-B), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes 
vom 25.05.2021 [GVBl. S. 286], der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 [BGBl I S. 3786], zuletzt geändert 
durch Art. 2 des Gesetzes vom 14.06.2021 [BGBl. I S. 1802], Art. 23 der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796, 
BayRS 2020-1-1-I) zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 09.03.2021 (GVBl. 
S. 74) und der Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBl 1991 I S. 58) 
zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) diesen 
Bebauungsplan mit Grünordnungsplan „Sonnenpark Wittschau“ als S a t z u n g. 
 

§ 1 - Räumlicher Geltungsbereich 
Als räumlicher Geltungsbereich gilt der Vorhabenbezogene Bebauungs-
plan mit Grünordnungsplan i. d. F. vom __.__,__ einschließlich textlicher 
und planlicher Festsetzungen. 
 
§ 2 - Bestandteil der Satzung 
Als Bestandteil dieser Satzung gelten der ausgearbeitete Vorhaben-
bezogene Bebauungsplan mit Grünordnungsplan sowie die textlichen 
und planlichen Festsetzungen und der Umweltbericht. 
 

§ 3 - Inkrafttreten 
Die Satzung tritt mit der Bekanntmachung in Kraft. 

  

   
 

  

 

 

Planung 
 
K o m P l a n 
Ingenieurbüro für kommunale Planungen 
Leukstraße 3                    
84028 Landshu t 
Fon 0871.974087-0 Fax  0871.974087-29 
Mail: info@komplan-landshut.de 
 

Dipl. Ing. (FH) D. Maroski          ___________ 
                                   Landschaftsarchitektin 
                                   Stadtplanerin 

                       F. Bauer              ___________ 

 

 

 

Planungsträger 
 

Verwaltungsgemeinschaft Tännesberg 
Gemeinde Leuchtenberg 
Pfreimder Straße 1 
92723 Tännesberg 
 

 
 

Bearbeitung Juni 2022 ma 

Geändert 
Anlass   

§ 4 Abs. 1 
BauGB   

§ 4 Abs. 2 
BauGB   

   

Projekt Nr. 

22-1428_VEP 

 

Vorhabensträger 

 

Michael Roth & Andreas Roth GbR 
Wittschau 12 
92705 Leuchtenberg 

 

 

Maßstab 
 

Lageplan 1:1.000 
 

 

 

Stand 
 

09.08.2022 – Vorentwurf  

 

 

1 DENKMALSCHUTZ - BODENDENKMALPFLEGE 

Bodendenkmäler sind im Bereich der geplanten Sondergebietsausweisung nicht bekannt.  
Sollten bei Erdarbeiten trotzdem Keramik-, Metall- oder Knochenfunde zu Tage kommen, ist dies 
umgehend dem Landratsamt Neustadt a.d. Waldnaab bzw. dem Bayerischen Landesamt für 
Denkmalpflege zu melden. Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf 
von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmal-
schutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Auf 
die entsprechenden Bestimmungen des Art. 8 Abs. 1 und 2 BayDschG wird verwiesen. 
 
 

Freiflächenphotovoltaik


